
ENTSCHEIDUNG DES RATES

vom 14. Mai 2008

zur Einrichtung eines Europäischen Migrationsnetzwerks

(2008/381/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 66,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (1),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Im Jahr 2003 beschloss die Kommission eine auf drei
Jahre angelegte vorbereitende Maßnahme zur Einrichtung
eines Europäischen Migrationsnetzwerks (nachstehend
„EMN“ genannt), das der Gemeinschaft und ihren Mit-
gliedstaaten objektive, verlässliche und aktuelle Migra-
tionsdaten liefern soll.

(2) Angesichts der Bedeutung einer Überwachung und Ana-
lyse der multidimensionalen Migrationsproblematik be-
grüßte der Europäische Rat in den Schlussfolgerungen
seiner Tagung vom Juni 2003 in Thessaloniki die Ein-
richtung des EMN und erklärte, er werde prüfen, ob zu
einem späteren Zeitpunkt eine permanente Struktur ge-
schaffen werden kann.

(3) Am 4. November 2004 billigte der Europäische Rat ein
Mehrjahresprogramm zur Stärkung des Raums der Frei-
heit, der Sicherheit und des Rechts, das Haager Pro-
gramm; darin wird die Entwicklung der zweiten Phase
einer gemeinsamen Politik im Bereich Asyl, Migration,
Visa und Außengrenzen gefordert, die unter anderem
auf einer engeren praktischen Zusammenarbeit zwischen
den Mitgliedstaaten und einem effektiveren Informations-
austausch beruhen und am 1. Mai 2004 beginnen sollte.
Im Haager Programm wird Folgendes festgestellt: „Die
derzeitige Entwicklung einer europäischen Asyl- und Mi-
grationspolitik sollte auf einer gemeinsamen Analyse aller
Aspekte der Wanderungsbewegungen beruhen. Von ent-
scheidender Bedeutung ist es, die Erhebung, die Weiter-

gabe, den Austausch und die effiziente Verwendung ak-
tueller Informationen und Daten über alle relevanten Ent-
wicklungen bei Wanderungsbewegungen weiterzuentwi-
ckeln.“

(4) Im Hinblick auf eine Anhörung der relevanten Beteiligten
über die Zukunft des EMN verabschiedete die Kommis-
sion am 28. November 2005 ein „Grünbuch über die
Zukunft des Europäischen Migrationsnetzes“, in dem —

neben einer Bewertung der Funktionsweise des EMN in
den ersten Jahren der Vorbereitungsphase — auch The-
men wie der Auftrag und die künftige Struktur des EMN
behandelt wurden.

(5) Die öffentliche Konsultation machte deutlich, dass die
meisten Beteiligten die Fortführung und Verstärkung der
Tätigkeiten des EMN sowie die Beibehaltung seines ur-
sprünglichen Ziels, d. h. die Bereitstellung aktueller, ob-
jektiver, verlässlicher und vergleichbarer Daten zu Migra-
tion und Asyl, befürworten. Außerdem sprachen sich die
Beteiligten in der Mehrzahl dafür aus, dass das EMN
weiterhin der Kommission angegliedert sein sollte.

(6) Das EMN sollte Überschneidungen mit den Arbeiten be-
stehender Gemeinschaftsinstrumente oder -strukturen, die
für die Erhebung und den Austausch von Informationen
im Bereich Migration und Asyl zuständig sind, vermeiden
und im Vergleich zu ihnen — insbesondere durch sein
umfassendes Aufgabengebiet, die Analysetätigkeit, die ei-
nen wichtigen Schwerpunkt darstellt, die Verbindungen
zur Wissenschaft und die öffentliche Verfügbarkeit seiner
Ergebnisse — einen zusätzlichen Nutzen erbringen.

(7) Die Verordnung (EG) Nr. 862/2007 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 11. Juli 2007 zu Gemein-
schaftsstatistiken über Wanderung und internationalen
Schutz (2) bildet neben anderen bestehenden Instrumen-
ten und Strukturen einen wichtigen Bezugsrahmen für
die Funktionsweise des Europäischen Migrationsnet-
zwerks. Beachtung sollte ferner der wertvollen Arbeit
des Informations-, Reflexions- und Austauschzentrums
für Fragen im Zusammenhang mit dem Überschreiten
der Außengrenzen und der Einwanderung (Cirefi) und
den Bestimmungen der Entscheidung 2005/267/EG des
Rates vom 16. März 2005 zur Einrichtung eines sicheren
web-gestützten Informations- und Koordinierungsnetzes
für die Migrationsbehörden der Mitgliedstaaten (3) ge-
schenkt werden.
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(8) Um seine Ziele erreichen zu können, sollte das EMN von
einer nationalen Kontaktstelle in jedem Mitgliedstaat un-
terstützt werden. Die Tätigkeiten der nationalen Kontakt-
stellen sollten auf Gemeinschaftsebene von der Kommis-
sion koordiniert werden, die von einem Diensteanbieter
unterstützt wird, der über die erforderliche Sachkunde
zur Organisation der Routinetätigkeiten des EMN, ein-
schließlich dessen Informationsaustauschsystem, verfügt.

(9) Um sicherzustellen, dass die nationalen Kontaktstellen
über das notwendige Fachwissen zur Behandlung der
vielschichtigen Aspekte von Migration und Asyl verfügen,
sollten sie sich aus mindestens drei Experten zusammen-
setzen, die einzeln oder gemeinsam über Kompetenzen in
den Bereichen Politikgestaltung, Recht, Forschung und
Statistik verfügen. Diese Experten könnten den Behörden
der Mitgliedstaaten oder einer anderen Organisation an-
gehören. Jede nationale Kontaktstelle sollte insgesamt
auch über angemessene Fachkenntnisse in den Bereichen
Informationstechnologie, Erarbeitung von Kooperations-
konzepten und Vernetzung mit anderen nationalen Or-
ganisationen und Stellen sowie Zusammenarbeit in einem
mehrsprachigen Umfeld auf europäischer Ebene verfügen.

(10) Jede nationale Kontaktstelle sollte ein nationales Migra-
tionsnetzwerk einrichten, das aus im Bereich Migration
und Asyl tätigen Organisationen und Einzelpersonen be-
steht und beispielsweise Hochschulen, Forschungseinrich-
tungen und Forscher, staatliche und nichtstaatliche sowie
internationale Organisationen umfasst, damit alle relevan-
ten Beteiligten Gehör finden.

(11) Ein „Lenkungsausschuss“ sollte dem EMN politische Leit-
linien vorgeben sowie unter anderem auch zur Ausarbei-
tung des jährlichen Tätigkeitsprogramms des EMN bei-
tragen und es genehmigen.

(12) Im Interesse einer möglichst weiten Verbreitung der In-
formationen, die das EMN in Form von Studien und Be-
richten erarbeitet, sollten diese Informationen durch mo-
dernste Techniken, unter anderem auf einer eigens einge-
richteten Website, zugänglich gemacht werden.

(13) Sofern dies zur Verwirklichung seiner Ziele erforderlich
ist, sollte das EMN die Möglichkeit haben, Beziehungen
zu anderen im Bereich Migration und Asyl tätigen Stellen
zwecks einer Zusammenarbeit aufzunehmen. Beim Auf-
bau derartiger Beziehungen sollte insbesondere auf ein
ausreichendes Maß an Zusammenarbeit mit Stellen in
Dänemark, Island, Norwegen, der Schweiz, in den bei-
trittswilligen Ländern, in den unter die Europäische Nach-
barschaftspolitik fallenden Ländern und in Russland ge-
achtet werden.

(14) Das EMN sollte durch Finanzhilfen der Kommission ge-
mäß der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des
Rates vom 25. Juni 2002 über die Haushaltsordnung für
den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaf-
ten (1) kofinanziert werden.

(15) Die Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natür-
licher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener
Daten und zum freien Datenverkehr (2) und die Verord-
nung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natür-
licher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener
Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemein-
schaft und zum freien Datenverkehr (3) sollten im Rah-
men des Informationsaustauschsystems des EMN berück-
sichtigt werden.

(16) Gemäß Artikel 3 des dem Vertrag über die Europäische
Union und dem Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft beigefügten Protokolls über die Position
des Vereinigten Königreichs und Irlands hat das Verein-
igte Königreich mitgeteilt, dass es sich an der Annahme
und Anwendung dieser Entscheidung beteiligen möchte.

(17) Gemäß den Artikeln 1 und 2 und unbeschadet des Arti-
kels 4 des dem Vertrag über die Europäische Union und
dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemein-
schaft beigefügten Protokolls über die Position des Ver-
einigten Königreichs und Irlands beteiligt sich Irland
nicht an der Annahme dieser Entscheidung, die für Irland
nicht bindend oder anwendbar ist.

(18) Gemäß den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag über die
Europäische Union und dem Vertrag zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaft beigefügten Protokolls über
die Position Dänemarks beteiligt sich Dänemark nicht
an der Annahme dieser Entscheidung, die für Dänemark
nicht bindend oder anwendbar ist —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Gegenstand und Anwendungsbereich

(1) Es wird ein Europäisches Migrationsnetzwerk (nachste-
hend „EMN“ genannt) eingerichtet.

(2) Ziel des EMN ist die Deckung des Informationsbedarfs
der Gemeinschaftsorgane sowie der Behörden und Einrichtun-
gen der Mitgliedstaaten zur Migrations- und Asylthematik durch
Bereitstellung aktueller, objektiver, verlässlicher und vergleichba-
rer Informationen zu Migration und Asyl, um die diesbezügliche
Politikgestaltung in der Europäischen Union zu unterstützen.
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(3) Das EMN soll auch die breite Öffentlichkeit mit Informa-
tionen zu der genannten Thematik versorgen.

Artikel 2

Aufgaben

(1) Um das in Artikel 1 genannte Ziel zu erreichen, nimmt
das EMN folgende Aufgaben wahr:

a) Erhebung und Austausch aktueller und verlässlicher Daten
und Informationen aus verschiedensten Quellen;

b) Analyse der Daten und Informationen nach Buchstabe a und
Bereitstellung dieser Daten und Informationen in leicht zu-
gänglichem Format;

c) in Zusammenarbeit mit anderen zuständigen EU-Stellen Un-
terstützung bei der Entwicklung von Indikatoren und Krite-
rien, die zu einer größeren Kohärenz der Informationen und
zur Entwicklung von Gemeinschaftstätigkeiten mit Bezug zu
Migrationsstatistiken beitragen;

d) Erstellung und Veröffentlichung regelmäßiger Berichte über
die Migrations- und Asylsituation in der Gemeinschaft und
den Mitgliedstaaten;

e) Aufbau und Pflege eines Internet-gestützten Informationsaus-
tauschsystems, das Zugang zu relevanten Dokumenten und
Veröffentlichungen zur Thematik Migration und Asyl bietet;

f) Sensibilisierung für die Tätigkeit des EMN durch Zugänglich-
machung der von ihm erhobenen Informationen und Ver-
breitung seiner Ergebnisse, sofern diese nicht vertraulich
sind;

g) Koordination der Information und Zusammenarbeit mit an-
deren relevanten europäischen und internationalen Einrich-
tungen.

(2) Das EMN sorgt dafür, dass seine Tätigkeiten mit den
einschlägigen Gemeinschaftsinstrumenten und -strukturen im
Bereich Migration und Asyl in Einklang stehen und mit diesen
koordiniert werden.

Artikel 3

Zusammensetzung

Das EMN setzt sich zusammen aus:

— nationalen Kontaktstellen, die von den Mitgliedstaaten be-
nannt werden;

— der Kommission.

Artikel 4

Lenkungsausschuss

(1) Das EMN wird von einem Lenkungsausschuss geleitet, der
sich aus je einem Vertreter jedes Mitgliedstaats und einem Ver-
treter der Kommission, die von zwei wissenschaftlichen Exper-
ten unterstützt werden, zusammensetzt.

(2) Der Vertreter der Kommission führt im Lenkungsaus-
schuss den Vorsitz.

(3) Jedes Mitglied des Lenkungsausschusses, einschließlich des
Vorsitzenden, hat eine Stimme. Beschlüsse werden mit einer
Zweidrittelmehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst.

(4) Ein Vertreter des Europäischen Parlaments kann als Be-
obachter an den Sitzungen des Lenkungsausschusses teilneh-
men.

(5) Der Lenkungsausschuss hat insbesondere folgende Aufga-
ben:

a) er trägt zur Ausarbeitung — auf der Grundlage eines Ent-
wurfs des Vorsitzes — des jährlichen Tätigkeitsprogramms
des EMN bei und genehmigt dieses Programm, einschließlich
eines Richtbetrags für das Mindest- und Höchstbudget jeder
nationalen Kontaktstelle, wodurch sichergestellt wird, dass
die aufgrund des ordnungsgemäßen Betriebs des Netzes
nach Artikel 5 anfallenden Grundkosten gedeckt werden;

b) er überprüft die Fortschritte des EMN und empfiehlt erfor-
derlichenfalls zu treffende Maßnahmen;

c) er übermittelt dem Europäischen Parlament, dem Rat, der
Kommission, dem Europäischen Wirtschafts- und Sozialaus-
schuss und dem Ausschuss der Regionen mindestens einmal
jährlich einen kurzen Fortschrittsbericht über die laufenden
Tätigkeiten des EMN und die wichtigsten Ergebnisse von
dessen Studien;

d) er ermittelt die geeignetsten strategischen Beziehungen für
eine Zusammenarbeit mit anderen im Bereich Migration
und Asyl zuständigen Stellen und genehmigt erforderlichen-
falls die Verwaltungsmodalitäten für eine solche Zusammen-
arbeit gemäß Artikel 10;

e) er berät die nationalen Kontaktstellen über Möglichkeiten zur
Verbesserung ihrer Vorgehensweise und hilft ihnen, die er-
forderlichen Maßnahmen zu treffen, wenn anhaltende Män-
gel bei der Arbeit einer nationalen Kontaktstelle festgestellt
werden, die die Arbeit des EMN beeinträchtigen könnten.
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(6) Der Lenkungsausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung
und kommt mindestens zweimal jährlich zusammen; die Sitz-
ungen werden vom Vorsitzenden einberufen.

Artikel 5

Nationale Kontaktstellen

(1) Jeder Mitgliedstaat benennt eine Stelle, die als nationale
Kontaktstelle fungiert. Die Mitgliedstaaten berücksichtigen gege-
benenfalls, dass zur Erleichterung der Arbeit des EMN und zur
Verwirklichung seiner Ziele eine Koordinierung zwischen ihrem
Vertreter im Lenkungsausschuss und ihrer nationalen Kontakt-
stelle notwendig ist.

(2) Die nationale Kontaktstelle setzt sich aus mindestens drei
Experten zusammen. Einer dieser Experten, der die Aufgabe des
nationalen Koordinators übernimmt, muss Beamter oder Ange-
stellter der benannten Stelle sein. Die übrigen Experten können
entweder derselben Stelle oder anderen nationalen und inter-
nationalen staatlichen oder privaten Organisationen mit Sitz
in dem Mitgliedstaat angehören.

(3) Die Experten jeder nationalen Kontaktstelle müssen ge-
meinsam über Fachwissen im Bereich Asyl und Migration ver-
fügen, das die Aspekte Politikgestaltung, Recht, Forschung und
Statistik abdeckt.

(4) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission spätestens drei
Monate nach Inkrafttreten dieser Entscheidung mit, aus welchen
Experten sich ihre nationalen Kontaktstellen jeweils zusammen-
setzen, und geben an, inwiefern Letztere den Anforderungen
nach Absatz 3 entsprechen.

(5) Die nationalen Kontaktstellen nehmen die Aufgaben des
EMN auf nationaler Ebene wahr; insbesondere

a) legen sie nationale Berichte vor, einschließlich der Berichte
nach Artikel 9;

b) tragen sie nationale Informationen zum Informationsaus-
tauschsystem nach Artikel 8 bei;

c) entwickeln sie die Fähigkeit, Ad-hoc-Anfragen zu stellen und
solche Anfragen anderer nationaler Kontaktstellen rasch zu
beantworten;

d) richten sie ein nationales Migrationsnetzwerk ein, das aus
den unterschiedlichsten Organisationen und Einzelpersonen,
die im Bereich Migration und Asyl tätig sind und relevante
Akteure vertreten, gebildet ist. Die Mitglieder des nationalen
Migrationsnetzwerks können ersucht werden, zu den Tätig-
keiten des EMN, insbesondere mit Blick auf die Artikel 8 und
9, beizutragen.

(6) Die Experten jeder nationalen Kontaktstelle treffen sich
regelmäßig zu Gesprächen über deren Arbeit, an denen gege-
benenfalls Mitglieder des nationalen Migrationsnetzwerks nach
Absatz 5 Buchstabe d teilnehmen, sowie zum Austausch von
Informationen über laufende und künftige Aktivitäten.

Artikel 6

Koordinierung

(1) Die Kommission koordiniert die Arbeit des EMN, auch
gemäß Artikel 2 Absatz 2, und gewährleistet, dass diese Arbeit
die politischen Prioritäten der Gemeinschaft im Bereich Migra-
tion und Asyl angemessen widerspiegelt.

(2) Bei der Organisation der Arbeit des EMN wird die Kom-
mission von einem Diensteanbieter unterstützt, der auf der
Grundlage eines Vergabeverfahrens ausgewählt wurde. Dieser
muss die in Artikel 5 Absatz 3 genannten Anforderungen sowie
alle sonstigen relevanten Anforderungen, die die Kommission
festlegt, erfüllen.

(3) Unter Aufsicht der Kommission nimmt der Diensteanbie-
ter unter anderem folgende Aufgaben wahr:

a) Er organisiert die laufenden Arbeiten des EMN;

b) er errichtet und verwaltet das Informationsaustauschsystem
nach Artikel 8;

c) er koordiniert die Beiträge der nationalen Kontaktstellen;

d) er bereitet die Sitzungen nach Artikel 7 vor;

e) er erstellt die Zusammenstellungen und Zusammenfassungen
der Berichte und Studien, auf die in Artikel 9 Bezug genom-
men wird.

(4) Nach Anhörung der nationalen Kontaktstellen und nach
Genehmigung durch den Lenkungsausschuss nimmt die Kom-
mission im Rahmen des allgemeinen Ziels und der allgemeinen
Aufgaben nach den Artikeln 1 und 2 das jährliche Tätigkeits-
programm des EMN an. In dem Programm werden die Ziele
und Themenschwerpunkte festgelegt. Die Kommission über-
wacht die Durchführung des jährlichen Tätigkeitsprogramms
und erstattet dem Lenkungsausschuss regelmäßig über die
Durchführung sowie über die Entwicklung des EMN Bericht.

(5) Nach Beratung durch den Lenkungsausschuss gemäß Ar-
tikel 4 Absatz 5 Buchstabe e ergreift die Kommission die not-
wendigen Maßnahmen auf der Grundlage der Finanzhilfeverein-
barungen nach Absatz 6.
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(6) Die Kommission bestimmt auf der Grundlage des jähr-
lichen Tätigkeitsprogramms des EMN die Richtbeträge für Fi-
nanzhilfen und Verträge im Rahmen eines Finanzierungsbe-
schlusses nach Artikel 75 der Verordnung (EG, Euratom) Nr.
1605/2002.

(7) Die Kommission gewährt den nationalen Kontaktstellen,
die die Anforderungen nach Artikel 5 Absätze 2 und 3 erfüllen,
Betriebskostenzuschüsse auf der Grundlage einzelner Finanzhil-
feanträge der nationalen Kontaktstellen. Die Kofinanzierung der
Gemeinschaft ist auf 80 % der förderfähigen Gesamtkosten be-
schränkt.

(8) Auf die Finanzhilfen wird, im Einklang mit Artikel 113
Absatz 2 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002, bei
wiederholter Gewährung nicht der Degressivitätsgrundsatz ange-
wandt.

Artikel 7

Sitzungen

(1) Das EMN tritt in der Regel mindestens fünfmal jährlich
zusammen.

(2) Jede nationale Kontaktstelle wird in den Sitzungen des
EMN von mindestens einem Experten vertreten. An den Sitz-
ungen nehmen höchstens drei Experten pro nationaler Kontakt-
stelle teil.

(3) Die Sitzungen des EMN werden von einem Vertreter der
Kommission einberufen, der auch den Vorsitz führt.

(4) Die regelmäßigen Sitzungen des EMN dienen folgenden
Zwecken:

a) Sie ermöglichen den nationalen Kontaktstellen den Aus-
tausch von Kenntnissen und Erfahrungen, insbesondere hin-
sichtlich der Arbeitsweise des EMN;

b) sie dienen dazu, Fortschritte bei der Arbeit des EMN, insbe-
sondere hinsichtlich der Erstellung der Berichte und Studien
zu überprüfen, auf die Artikel 9 Bezug nimmt;

c) sie dienen zum Austausch von Informationen und Meinun-
gen, insbesondere betreffend die Struktur und Organisation
sowie den Inhalt und Zugang zu den verfügbaren Informa-
tionen nach Artikel 8;

d) sie bieten eine Plattform zur Erörterung praktischer und
rechtlicher Probleme der Mitgliedstaaten im Bereich Migra-
tion und Asyl, insbesondere zur Erörterung der Ad-hoc-An-
fragen nach Artikel 5 Absatz 5 Buchstabe c;

e) sie dienen zu Beratungen mit den nationalen Kontaktstellen
über die Weiterentwicklung des jährlichen Tätigkeitspro-
gramms des EMN nach Artikel 6 Absatz 4.

(5) Experten und Stellen, die nicht Mitglieder des EMN sind,
können zu dessen Sitzungen eingeladen werden, wenn ihre An-
wesenheit wünschenswert erscheint. Gemeinsame Sitzungen mit
anderen Netzwerken oder Organisationen können ebenfalls or-
ganisiert werden.

(6) Tätigkeiten nach Absatz 5, die nicht im jährlichen Tätig-
keitsprogramm des EMN ausgewiesen sind, müssen den natio-
nalen Kontaktstellen rechtzeitig mitgeteilt werden.

Artikel 8

Informationsaustauschsystem

(1) Ein Internet-gestütztes Informationsaustauschsystem, das
über eine besondere Website zugänglich ist, wird gemäß diesem
Artikel eingerichtet.

(2) Der Inhalt des Informationsaustauschsystems ist grund-
sätzlich öffentlich zugänglich.

Unbeschadet der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 über den
Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen
Parlaments, des Rates und der Kommission (1) ist der Zugang
zu vertraulichen Informationen allein den Mitgliedern des EMN
vorbehalten.

(3) Das Informationsaustauschsystem umfasst mindestens
Folgendes:

a) den Zugang zu den gemeinschaftlichen und einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften sowie zu Urteilen und Weiterentwicklun-
gen der Politik im Bereich Migration und Asyl;

b) eine Funktion für Ad-hoc-Anfragen nach Artikel 5 Absatz 5
Buchstabe c;

c) ein Glossar und einen Thesaurus zur Migrations- und Asyl-
thematik;

d) den unmittelbaren Zugang zu allen EMN-Veröffentlichungen,
einschließlich der Berichte und Studien nach Artikel 9, sowie
ein regelmäßig erscheinendes Mitteilungsblatt;

e) ein Verzeichnis von im Bereich Migration und Asyl tätigen
Forschern und Forschungseinrichtungen.

DE21.5.2008 Amtsblatt der Europäischen Union L 131/11

(1) ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.



(4) Für die Zwecke des Zugangs zu den Informationen nach
Absatz 3 kann das EMN erforderlichenfalls Links zu anderen
Websites, von denen die ursprünglichen Informationen abrufbar
sind, einrichten.

(5) Die eigens eingerichtete Website erleichtert den Zugang
zu vergleichbaren Initiativen, die der Information der Öffentlich-
keit in themenverwandten Bereichen dienen, sowie zu Websites
mit Informationen zur Migrations- und Asylsituation in den
Mitgliedstaaten und in Drittstaaten.

Artikel 9

Berichte und Studien

(1) Jede nationale Kontaktstelle legt jährlich einen Bericht zur
Migrations- und Asylsituation in dem betreffenden Mitgliedstaat
vor, in dem Weiterentwicklungen der Politik dargestellt und
Statistiken enthalten sind.

(2) Im Rahmen des jährlichen Tätigkeitsprogramms führt
jede nationale Kontaktstelle andere Studien nach gemeinsamen
Vorgaben zu besonderen migrations- und asylbezogenen Fragen
durch, die zur Unterstützung der Politikgestaltung erforderlich
sind.

Artikel 10

Zusammenarbeit mit anderen Stellen

(1) Die Zusammenarbeit des EMN mit Stellen in den Mit-
gliedstaaten oder in Drittstaaten, auch mit im Bereich Migration
und Asyl tätigen Ämtern und Agenturen der EU und interna-
tionalen Organisationen, ist vorgesehen.

(2) Die Verwaltungsmodalitäten für die Zusammenarbeit
nach Absatz 1, einschließlich erforderlichenfalls des Abschlusses
von Vereinbarungen im Namen der Gemeinschaft durch die
Kommission, bedürfen der Genehmigung des Lenkungsaus-
schusses.

Artikel 11

Haushaltsmittel

Die Haushaltsmittel für die in dieser Entscheidung vorgesehenen
Maßnahmen werden im Gesamthaushaltsplan der Europäischen

Union als jährliche Mittelbeträge ausgewiesen. Die jährlichen
Mittel werden von der Haushaltsbehörde innerhalb der durch
den Finanzrahmen gesetzten Grenzen bewilligt.

Artikel 12

Ausführung des Haushalts

Die Kommission führt die finanzielle Unterstützung der
Gemeinschaft nach Maßgabe der Verordnung (EG, Euratom)
Nr. 1605/2002 aus.

Artikel 13

Überprüfung

Spätestens drei Jahre nach Inkrafttreten dieser Entscheidung und
anschließend alle drei Jahre unterbreitet die Kommission dem
Europäischen Parlament, dem Rat, dem Wirtschafts- und Sozial-
ausschuss und dem Ausschuss der Regionen einen auf der
Grundlage einer unabhängigen externen Bewertung erstellten
Bericht über die Entwicklung des EMN. Dem Bericht werden
erforderlichenfalls Änderungsvorschläge beigefügt.

Artikel 14

Veröffentlichung und Geltungsbeginn

Diese Entscheidung gilt ab dem Tag ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union.

Artikel 15

Adressaten

Diese Entscheidung ist gemäß dem Vertrag zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaft an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 14. Mai 2008.

Im Namen des Rates
Der Präsident
A. BAJUK
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